
Stadt Zürich 
Gemeinderat 

Motion 

GR Nr. 2024/ 178 

17. April 2024 

der Fraktion der Alternativen Liste 

Der Stadtrat wird beauftragt, dem Gemeinderat eine Änderung der Bauordnung - oder 

eine neue Verordnung '""" zwecks Regelung von Reklamen, die im öffentlichen Raum 

sichtbar sind, vorzulegen. Diese strebt eine deutliche Reduktion der Reklameflächen 

an und beschränkt diese auf 

• den Au_shang und die Beschriftung von Geschäften vor Ort, 

• Werbung für lokale Veranstaltungen, für unkommerzielle Angebote oder zum 

Zwecke der politischen Meinungsfindung, sowie 

• Informationen der öffentlichen Hand. 

Reklamebildschirme sowie Reklamen mit dynamischem Inhalt sind in keinem Falle 

zulässig . 

Übergangsbestimmungen regeln den Umgang mit bestehenden Bewilligungen und 

Konzessionen. 

Begründung 

Werbung bringt zahlreiche negative gesellschaftliche Folgen mit sich, insbesondere 

heizt sie die Konsumkultur an, und damit einhergehend auch der 

. Ressourcenverbrauch und somit die fortschreitende Umweltzerstörung und die globale 

Erwärmung. Dies geschieht nicht nur bei offenkundig klimaschädlichen Produkten wie 

Flugreisen oder Fast Fashion, für welche die Stadtverwaltung immer noch - und im 

Widerspruch zu Art. 152 Abs. 2 der Gemeindeordnung - Werbeflächen auf öffentlichen 

Gebäuden oder Fahrzeugen zur Verfügung stellt, sondern für fast alle dem 

Überkonsum unterworfenen Gütern, deren Absatz mittels Werbung künstlich generiert 

wird. Die meiste Werbung läuft also dem Ziel der Stadt Zürich, die indirekten 

Treibhausgasemissionen deutlich zu reduzieren, entgegen. 

Während bei Druckerzeugnissen mit störender Werbung die Möglichkeit besteht, auf 

deren Lektüre zu verzichten, und bei elektronischen Medien Werbung auf dem Gerät 



weitgehend blockiert werden kann, geschieht im öffentlichen Raum die Aussetzung 

gegenüber Werbung unfreiwillig und ist deshalb besonders störend. Sie reduzieren die 

Aufenthaltsqualität an öffentlichen Orten und in öffentlichen Verkehrsmitteln. Dies gilt 

im Besonderen für Reklamebildschirme, welche der Stadtrat trotz der Überweisung 

der Postulate 2022/317 und 2022/352 weiterhin bewilligt. 

Die Bevölkerung braucht keine ständigen Erziehungsbotschaften durch die 

finanzstarken, zu stetigem Umsatzwachstum gezwungenen marktwirtschaftlichen 

Akteure. Sie weiss ihre Bedürfnisse gut ohne ständige Manipulationsversuche durch 

Werbeversprechen zu befriedigen. 


